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Seite 1Teil D: Boots-Rechtsschutz-Bedingungen

TEIL D: BOOTS-RECHTSSCHUTZ-BEDINGUNGEN

§1 Aufgaben der Rechtsschutz-Versicherung

Der Versicherer erbringt die für die Wahrnehmung der 
rechtlichen Interessen des Versicherungsnehmers oder 
des Versicherten erforderlichen Leistungen im vereinbar-
ten Umfang (Rechtsschutz).

§2 Umfang der Versicherung

1.	 Versicherungsschutz besteht für das im Versiche-
rungsschein bezeichnete Wassersportfahrzeug sowie 
dessen Beiboote, Wassersportgeräte und Bootstrailer, 
auch wenn diese nicht auf den Versicherungsnehmer 
zugelassen sind. Der Versicherungsschutz erstreckt 
sich auf alle Personen in ihrer Eigenschaft als Eigentü-
mer, Halter, berechtigte Schiffsführer oder berechtigte 
Insassen dieser Wassersportfahrzeuge.

2.	 Der Versicherungsschutz umfasst:

a)	 Schadenersatz-Rechtsschutz für die Geltendma-
chung von Schadenersatzansprüchen, soweit diese 
nicht auch auf einer Vertragsverletzung beruhen;

b)	 Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht für 
die Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus pri-
vatrechtlichen Schuldverhältnissen und dinglichen 
Rechten, soweit der Versicherungsschutz nicht in 
der Leistungsart a) enthalten ist;

c)	 Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten für die Wahr-
nehmung rechtlicher Interessen in steuer- und 
abgaberechtlichen Angelegenheiten vor deutschen 
Finanz- und Verwaltungsgerichten;

d)	 Sozialgerichts-Rechtsschutz für die Wahrnehmung 
rechtlicher Interessen vor deutschen Sozialge-
richten;

e)	 Verwaltungs-Rechtsschutz in Verkehrssachen 
für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen in 
verkehrsrechtlichen Angelegenheiten vor Verwal-
tungsbehörden und vor Verwaltungsgerichten;

f)	 Disziplinar- und Standes-Rechtsschutz für die 
Verteidigung in Disziplinar- und Standesrechts-
verfahren;

g)	 Straf-Rechtsschutz für die Verteidigung wegen des 
Vorwurfes

	- eines verkehrsrechtlichen Vergehens. Wird rechts-
kräftig festgestellt, dass der Versicherungsnehmer 
das Vergehen vorsätzlich begangen hat, ist er ver-
pflichtet, dem Versicherer die Kosten zu erstatten, 
die dieser für die Verteidigung wegen des Vorwur-
fes eines vorsätzlichen Verhaltens getragen hat;

	- eines sonstigen Vergehens, dessen vorsätzli-
che wie auch fahrlässige Begehung strafbar ist, 
solange dem Versicherungsnehmer ein fahrläs-
siges Verhalten vorgeworfen wird. Wird dem 
Versicherungsnehmer dagegen vorgeworfen, ein 
solches Vergehen vorsätzlich begangen zu haben, 
besteht rückwirkend Versicherungsschutz, wenn 
nicht rechtskräftig festgestellt wird, dass er vor-
sätzlich gehandelt hat.

Es besteht also bei dem Vorwurf eines Verbre-
chens kein Versicherungsschutz, ebenso wenig bei 
dem Vorwurf eines Vergehens, das nur vorsätzlich 
begangen werden kann (z. B. Beleidigung, Dieb-
stahl, Betrug). Dabei kommt es weder auf die 
Berechtigung des Vorwurfes noch auf den Ausgang 
des Strafverfahrens an.

h)	 Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz für die 
Verteidigung wegen des Vorwurfes einer Ord-
nungswidrigkeit.

3.	 Der Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht kann 
ausgeschlossen werden.

4.	 Der Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht 
besteht auch für Verträge, mit denen der Erwerb 
von Wassersportfahrzeugen sowie Anhängern zum 
nicht nur vorübergehenden Eigengebrauch bezweckt 
wird, auch wenn diese Fahrzeuge nicht auf den Ver-
sicherungsnehmer zugelassen werden. Rechtsschutz 
besteht auch für Verträge im Zusammenhang mit dem 
Winterlager bzw. mit der Anmietung eines Liegeplat-
zes für das versicherte Fahrzeug.

5.	 Versicherungsschutz besteht mit Ausnahme des 
Rechtsschutzes im Vertrags- und Sachenrecht für 
den Versicherungsnehmer auch als Schiffsführer oder 
Insasse jedes Wassersportfahrzeugs, das weder ihm 
gehört noch auf ihn zugelassen und nicht in der Police 
genannt ist.

6.	 Der Schiffsführer muss bei Eintritt des Rechtsschutz-
falles die vorgeschriebene Fahrerlaubnis haben, zum 
Fahren des Fahrzeugs berechtigt sein und das Fahr-
zeug muss mit der erforderlichen Zulassung versehen 
sein.

7.	 Wird eine der in Nr. 6 genannten Obliegenheiten 
verletzt, ist der Versicherer nach Maßgabe der vertrag-
lichen und gesetzlichen Bestimmungen (insbesondere 
§11 Nr. 6 und §§28, 82 VVG) ganz oder teilweise von 
der Verpflichtung zur Leistung frei.
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§3 Ausgeschlossene Rechtsangelegenheiten

Soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, gilt:

Rechtsschutz besteht nicht für die Wahrnehmung recht-
licher Interessen

1.	 in ursächlichem Zusammenhang mit

a)	 Erdbeben;

b)	 Nuklear- und genetischen Schäden, soweit diese 
nicht auf eine medizinische Behandlung zurückzu-
führen sind und nicht im Zusammenhang mit dem 
Arbeitsverhältnis des Versicherungsnehmers und/
oder der mitversicherten Person stehen;

2.	

4.	

a)	 	zur Abwehr von Schadenersatzansprüchen, es 
sei denn, dass diese auf einer Vertragsverletzung 
beruhen;

b)	 aus dem Recht der Handelsgesellschaften oder aus 
Anstellungsverhältnissen gesetzlicher Vertreter 
juristischer Personen;

c)	 in ursächlichem Zusammenhang mit der 
Anschaffung, Veräußerung, Verwaltung von Wert-
papieren (z. B. Aktien, Rentenwerte, Fondsanteile), 
Wertrechten, die Wertpapieren gleichstehen, 
Beteiligungen (z. B. an Kapitalanlagemodellen, 
stillen Gesellschaften, Genossenschaften) und 
deren Finanzierungen. Der Ausschluss gilt nicht 
für Geld- und Vermögensanlagen, soweit Lebens- 
und Rentenversicherungen sowie Sparverträge 
betroffen sind;

d)	 aus dem Bereich des Familien-, Lebenspartner-
schafts- und Erbrechtes;

e)	 aus dem Rechtsschutz-Versicherungsvertrag 
gegen den Versicherer oder das für diesen tätige 
Schadenabwicklungsunternehmen;

3.	

a)	 	mehrerer Versicherungsnehmer desselben Rechts-
schutz-Versicherungsvertrages untereinander, 
mitversicherter Personen untereinander und 
mitversicherter Personen gegen den Versiche-
rungsnehmer;

b)	 sonstiger Lebenspartner (nichteheliche und 
nichteingetragene Lebenspartner, gleich welchen 
Geschlechtes) untereinander in ursächlichem 
Zusammenhang mit der Partnerschaft, auch nach 
deren Beendigung;

c)	 aus Ansprüchen oder Verbindlichkeiten, die 
nach Eintritt des Rechtsschutzfalles auf den 
Versicherungsnehmer übertragen worden oder 
übergegangen sind;

d)	 aus vom Versicherungsnehmer in eigenem Namen 
geltend gemachten Ansprüchen anderer Perso-
nen oder aus einer Haftung für Verbindlichkeiten 
anderer Personen;

5.	 soweit in den Fällen des §2 Nr. 2 a) bis f) ein ursäch-
licher Zusammenhang damit besteht, dass der 
Versicherungsnehmer den Tatbestand, der gemäß 
§5 den Rechtsschutzfall darstellt, vorsätzlich und 
rechtswidrig verwirklicht hat. Stellt sich ein solcher 
Zusammenhang im Nachhinein heraus, ist der Ver-
sicherungsnehmer zur Rückzahlung der Leistungen 
verpflichtet, die der Versicherer für ihn erbracht hat.

§4 �Ablehnung des Rechtsschutzes wegen 
mangelnder Erfolgsaussicht oder wegen 
Mutwilligkeit – Stichentscheid

1.	 Der Versicherer kann den Rechtsschutz ablehnen, 
wenn seiner Auffassung nach

a)	 in einem der Fälle des §2 Nr. 2 a) bis e) die 
Wahrnehmung der rechtlichen Interessen keine 
hinreichende Aussicht auf Erfolg hat oder

b)	 die Wahrnehmung der rechtlichen Interessen mut-
willig ist. Mutwilligkeit liegt dann vor, wenn der 
durch die Wahrnehmung der rechtlichen Interes-
sen voraussichtlich entstehende Kostenaufwand 
unter Berücksichtigung der berechtigten Belange 
der Versichertengemeinschaft in einem groben 
Missverhältnis zum angestrebten Erfolg steht.

Die Ablehnung ist dem Versicherungsnehmer in diesen 
Fällen unverzüglich unter Angabe der Gründe schrift-
lich mitzuteilen.

a)	 in Verfahren vor Verfassungsgerichten und vor 
internationalen oder supranationalen Gerichtshö-
fen;

b)	 in ursächlichem Zusammenhang mit einem 
Insolvenzverfahren, dass über das Vermögen 
des Versicherungsnehmers eröffnet wurde oder 
eröffnet werden soll;
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2.	 Hat der Versicherer seine Leistungspflicht gemäß 
Absatz 1 verneint und stimmt der Versicherungsneh-
mer der Auffassung des Versicherers nicht zu, kann 
er den für ihn tätigen oder noch zu beauftragenden 
Rechtsanwalt auf Kosten des Versicherers veranlassen, 
diesem gegenüber eine begründete Stellungnahme 
abzugeben, ob die Wahrnehmung rechtlicher Inte-
ressen in einem angemessenen Verhältnis zum 
angestrebten Erfolg steht und hinreichende Aussicht 
auf Erfolg verspricht. Die Entscheidung ist für beide 
Teile bindend, es sei denn, dass sie offenbar von der 
wirklichen Sach- und Rechtslage erheblich abweicht.

3.	 Der Versicherer kann dem Versicherungsnehmer eine 
Frist von mindestens einem Monat setzen, binnen 
der der Versicherungsnehmer den Rechtsanwalt voll-
ständig und wahrheitsgemäß über die Sachlage zu 
unterrichten und die Beweismittel anzugeben hat, 
damit dieser die Stellungnahme gemäß Absatz 2 abge-
ben kann. Kommt der Versicherungsnehmer dieser 
Verpflichtung nicht innerhalb der vom Versicherer 
gesetzten Frist nach, entfällt der Versicherungsschutz. 
Der Versicherer ist verpflichtet, den Versicherungs-
nehmer ausdrücklich auf die mit dem Fristablauf 
verbundene Rechtsfolge hinzuweisen.

§5 �Voraussetzung für den Anspruch auf 
Rechtsschutz

Soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, gilt:

1.	 Anspruch auf Rechtsschutz besteht nach Eintritt eines 
Rechtsschutzfalles

a)	 im Schadenersatz-Rechtsschutz gemäß §2 Nr. 2 a) 
von dem Schadenereignis an, das dem Anspruch 
zugrunde liegt;

b)	 in allen anderen Fällen von dem Zeitpunkt an, in 
dem der Versicherungsnehmer oder ein anderer 
einen Verstoß gegen Rechtspflichten oder Rechts-
vorschriften begangen hat oder begangen haben 
soll.

Die Voraussetzungen nach a) und b) müssen nach 
Beginn des Versicherungsschutzes und vor dessen 
Beendigung eingetreten sein. Liegt der Rechts-
pflichtenverstoß im Rahmen der dem Erwerb des 
versicherten Wasserfahrzeuges vorgelagerten 
Vertragsverhandlungen und hat der Vertrag zum 
Zeitpunkt des Gefahrübergangs beim Versicherer 
bestanden, beruft sich der Versicherer bezüglich 
dieses Rechtspflichtenverstoßes nicht auf Leis-
tungsfreiheit wegen Vorvertraglichkeit.

Ergänzend gilt die Regelung gemäß §5 Abs. 3. a) 
insoweit als gestrichen.

2.	 Erstreckt sich der Rechtsschutzfall über einen Zeit-
raum, ist dessen Beginn maßgeblich. Sind für die 
Wahrnehmung rechtlicher Interessen mehrere Rechts-
schutzfälle ursächlich, ist der erste entscheidend, 
wobei jedoch jeder Rechtsschutzfall außer Betracht 
bleibt, der länger als ein Jahr vor Beginn des Versi-
cherungsschutzes für den betroffenen Gegenstand der 
Versicherung eingetreten oder, soweit sich der Rechts-
schutzfall über einen Zeitraum erstreckt, beendet ist.

3.	 Es besteht kein Rechtsschutz, wenn

a)	 eine Willenserklärung oder Rechtshandlung, die 
vor Beginn des Versicherungsschutzes vorge-
nommen wurde, den Verstoß nach Absatz 1 b) 
ausgelöst hat;

b)	 der Anspruch auf Rechtsschutz erstmals später als 
drei Jahre nach Beendigung des Versicherungs-
schutzes für den betroffenen Gegenstand der 
Versicherung geltend gemacht wird.

4.	 Im Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten (§2 Nr. 2 
c) besteht kein Rechtsschutz, wenn die tatsächli-
chen oder behaupteten Voraussetzungen für die 
der Angelegenheit zugrundeliegende Steuer- oder 
Abgabefestsetzung vor dem im Versicherungsschein 
bezeichneten Versicherungsbeginn eingetreten sind 
oder eingetreten sein sollen.

§6 Versichererwechsel

1.	 Sofern im Versicherungsschein nichts anderes verein-
bart ist, besteht in Abweichung von §5 Absatz 3 und 
Absatz 4 Anspruch auf Rechtsschutz, wenn

a)	 eine Willenserklärung oder Rechtshandlung, 
die vor Beginn des Versicherungsschutzes vor-
genommen wurde, in die Vertragslaufzeit eines 
Vorversicherers fällt und der Verstoß gemäß §4 
Absatz 1 b) erst während der Vertragslaufzeit 
des Versicherungsvertrages eintritt; allerdings 
nur dann, wenn bezüglich des betroffenen Risikos 
lückenloser Versicherungsschutz besteht;

b)	 der Versicherungsfall in die Vertragslaufzeit 
eines Vorversicherers fällt und der Anspruch auf 
Rechtsschutz später als drei Jahre nach Ende der 
Vertragslaufzeit eines Vorversicherers gegenüber 
dem Versicherer geltend gemacht wird; allerdings 
nur dann, wenn der Versicherungsnehmer die Mel-
dung beim Vorversicherer nicht vorsätzlich oder 
grob fahrlässig versäumt hat und bezüglich des 
betroffenen Risikos lückenloser Versicherungs-
schutz besteht;
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c)	 im Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten (§2 c) die 
tatsächlichen oder behaupteten Voraussetzun-
gen für die der Angelegenheit zugrundeliegende 
Steuer- oder Abgabefestsetzung während der Lauf-
zeit eines Vorversicherers eingetreten sind oder 
eingetreten sein sollen und der Verstoß gemäß 
§5 Absatz 1 b) erst während der Vertragslaufzeit 
des Versicherungsvertrages eintritt; allerdings 
nur dann, wenn bezüglich des betroffenen Risikos 
lückenloser Versicherungsschutz besteht.

2.	 Rechtsschutz wird in dem Umfang gewährt, der zum 
Zeitpunkt des Eintritts des Rechtsschutzfalles bestan-
den hat, höchstens jedoch im Umfang des Vertrages 
des Versicherers.

§7 Leistungsumfang

Soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, gilt:

1.	 Der Versicherer erbringt und vermittelt Dienstleistun-
gen zur rechtlichen Interessenwahrnehmung und trägt

a)	 bei Eintritt des Rechtsschutzfalles im Inland 
die Vergütung eines für den Versicherungsneh-
mer tätigen Rechtsanwaltes bis zur Höhe der 
gesetzlichen Vergütung eines am Ort des zustän-
digen Gerichtes ansässigen Rechtsanwaltes. Der 
Versicherer trägt in Fällen, in denen das Rechts-
anwaltsvergütungsgesetz für die Erteilung eines 
mündlichen oder schriftlichen Rates oder einer 
Auskunft (Beratung), die nicht mit einer anderen 
gebührenpflichtigen Tätigkeit zusammenhängt, 
und für die Ausarbeitung eines Gutachtens keine 
der Höhe nach bestimmte Gebühr festsetzt, je 
nach Rechtsschutzfall eine Vergütung bis zu 
EUR 250. Wohnt der Versicherungsnehmer mehr 
als 100 km Luftlinie vom zuständigen Gericht ent-
fernt und erfolgt eine gerichtliche Wahrnehmung 
seiner Interessen, trägt der Versicherer bei den 
Leistungsarten gemäß §2 a) bis g) die Kosten in 
der ersten Instanz für einen im Landgerichtsbezirk 
des Versicherungsnehmers ansässigen Rechts-
anwalt bis zur Höhe der gesetzlichen Vergütung 
eines Rechtsanwaltes, der lediglich den Verkehr 
des Versicherungsnehmers mit dem Prozessbe-
vollmächtigten führt;

b)	 bei Eintritt eines Rechtsschutzfalles im Ausland 
die Vergütung eines für den Versicherungsneh-
mer tätigen, am Ort des zuständigen Gerichtes 
ansässigen ausländischen oder eines im Inland 
zugelassenen Rechtsanwaltes. Im letzteren Fall 
trägt der Versicherer die Vergütung bis zur Höhe 
der gesetzlichen Vergütung, die entstanden wäre, 
wenn das Gericht, an dessen Ort der Rechtsanwalt 
ansässig ist, zuständig wäre.

Wohnt der Versicherungsnehmer mehr als 100 
km Luftlinie vom zuständigen Gericht entfernt 
und ist ein ausländischer Rechtsanwalt für den 
Versicherungsnehmer tätig, trägt der Versicherer 
weitere Kosten für einen im Landgerichtsbezirk 

des Versicherungsnehmers ansässigen Rechtsan-
walt bis zur Höhe der gesetzlichen Vergütung eines 
Rechtsanwaltes, der lediglich den Verkehr mit dem 
ausländischen Rechtsanwalt führt.

Ist der Rechtsschutzfall durch einen Wasser-
sportfahrzeugunfall im europäischen Ausland 
eingetreten und eine zunächst betriebene Regu-
lierung mit dem Schadenregulierungsbeauftragten 
bzw. der Entschädigungsstelle im Inland erfolg-
los geblieben, so dass eine Rechtsverfolgung 
im Ausland notwendig wird, trägt der Versi-
cherer zusätzlich die Kosten eines inländischen 
Rechtsanwaltes bei der Regulierung mit dem 
Schadenregulierungsbeauftragten bzw. der Ent-
schädigungsstelle im Inland bis zur Höhe einer 
Korrespondenzgebühr;

c)	 die Gerichtskosten einschließlich der Entschädi-
gung für Zeugen und Sachverständige, die vom 
Gericht herangezogen werden, sowie die Kosten 
des Gerichtsvollziehers;

d)	 die Gebühren eines Schieds- oder Schlichtungs-
verfahrens bis zur Höhe der Gebühren, die im 
Falle der Anrufung eines zuständigen staatlichen 
Gerichtes erster Instanz entstehen. Die Kosten 
für Mediationsverfahren richten sich hingegen 
ausschließlich nach §6;

e)	 die Kosten in Verfahren vor Verwaltungsbehörden 
einschließlich der Entschädigung für Zeugen und 
Sachverständige, die von der Verwaltungsbehörde 
herangezogen werden, sowie die Kosten der Voll-
streckung im Verwaltungswege;

f)	 die übliche Vergütung

	- eines öffentlich bestellten technischen Sachver-
ständigen oder einer rechtsfähigen technischen 
Sachverständigenorganisation in Fällen der 
Verteidigung in verkehrsrechtlichen Straf- und 
Ordnungswidrigkeitenverfahren und für die Wahr-
nehmung der rechtlichen Interessen aus Kauf- und 
Reparaturverträgen von Wassersportfahrzeugen 
sowie deren Beibooten und Anhängern;

	- eines im Ausland ansässigen Sachverständigen 
in Fällen der Geltendmachung von Ersatzan-
sprüchen wegen der im Ausland eingetretenen 
Beschädigung eines Wassersportfahrzeugs, seines 
Beibootes sowie Anhängers;

g)	 die Kosten der Reisen des Versicherungsneh-
mers zu einem ausländischen Gericht, wenn 
sein Erscheinen als Beschuldigter oder Partei 
vorgeschrieben und zur Vermeidung von Rechts-
nachteilen erforderlich ist. Die Kosten werden bis 
zur Höhe der für Geschäftsreisen von deutschen 
Rechtsanwälten geltenden Sätze übernommen;



yachting24-BOOTS-BEDINGUNGEN (y24BB)

D
 /

 D
 /

 y
24

B
B
 1

12
3

Seite 5Teil D: Boots-Rechtsschutz-Bedingungen

h)	 die dem Gegner durch die Wahrnehmung seiner 
rechtlichen Interessen entstandenen Kosten, 
soweit der Versicherungsnehmer zu deren Erstat-
tung verpflichtet ist.

2.	

a)	 die Übersetzung der für die Wahrnehmung der 
rechtlichen Interessen des Versicherungsnehmers 
im Ausland notwendigen schriftlichen Unterlagen 
und trägt die dabei anfallenden Kosten;

b)	 die Bestellung eines im Ausland für die 
Wahrnehmung der rechtlichen Interessen des Ver-
sicherungsnehmers erforderlichen Dolmetschers 
und trägt die für dessen Tätigkeit entstehenden 
Kosten;

c)	 die Zahlung eines zinslosen Darlehens bis zu der 
vereinbarten Höhe für eine Kaution, die gestellt 
werden muss, um den Versicherungsnehmer 
einstweilen von Strafverfolgungsmaßnahmen zu 
verschonen.

6.	 Alle Bestimmungen, die den Rechtsanwalt betreffen, 
gelten entsprechend

a)	 m Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten (§2 c) für 
Angehörige der steuerberatenden Berufe;

b)	 bei Wahrnehmung rechtlicher Interessen im Aus-
land für dort ansässige rechts- und sachkundige 
Bevollmächtigte.

§8 �Einbeziehung des außergerichtlichen 
Mediationsverfahrens

1.	 Mediation ist ein Verfahren zur freiwilligen, außer-
gerichtlichen Streitbeilegung, bei dem die Parteien 
mit Hilfe der Moderation eines neutralen Dritten, des 
Mediators, eine eigenverantwortliche Problemlösung 
erarbeiten.

Der Versicherer vermittelt dem Versicherungsneh-
mer bei Bedarf einen Mediator zur Durchführung des 
Mediationsverfahrens in Deutschland und trägt dessen 
Kosten im Rahmen von Absatz 3.

2.	 Der Rechtsschutz für Mediation erstreckt sich auf die 
im Rechtsschutz-Vertrag vereinbarten Leistungsarten.

3.	 Der Versicherer trägt den auf den Versicherungs-
nehmer entfallenden Anteil an den Kosten des vom 
Versicherer vermittelten Mediators bis zu EUR 2.000 
je Mediation, für alle in einem Kalenderjahr eingelei-
teten Mediationen jedoch nicht mehr als EUR 4.000. 
Sind am Mediationsverfahren auch nicht versicherte 
Personen beteiligt, übernimmt der Versicherer die 
Kosten anteilig im Verhältnis versicherter zu nicht 
versicherten Personen.

4.	 Für die Tätigkeit des Mediators ist der Versicherer 
nicht verantwortlich. Soweit vorstehend nicht aus-
drücklich etwas anderes vereinbart ist, gelten die 
Bestimmungen der §§ 1, 3 mit Ausnahme von Nr.  
4 b) sowie §§ 5, 10 und 11 entsprechend.

a)	 	Der Versicherungsnehmer kann die Übernahme 
der vom Versicherer zu tragenden Kosten ver-
langen, sobald er nachweist, dass er zu deren 
Zahlung verpflichtet ist oder diese Verpflichtung 
bereits erfüllt hat.

b)	 Vom Versicherungsnehmer in fremder Währung 
aufgewandte Kosten werden diesem in Euro zum 
Wechselkurs des Tages erstattet, an dem diese 
Kosten vom Versicherungsnehmer gezahlt wurden.

3.	 Der Versicherer trägt nicht

a)	 Kosten, die der Versicherungsnehmer ohne 
Rechtspflicht übernommen hat;

b)	 Kosten, die im Zusammenhang mit einer einver-
ständlichen Erledigung entstanden sind, soweit 
sie nicht dem Verhältnis des vom Versicherungs-
nehmer angestrebten Ergebnisses zum erzielten 
Ergebnis entsprechen, es sei denn, dass eine 
hiervon abweichende Kostenverteilung gesetzlich 
vorgeschrieben ist;

c)	 Kosten, die aufgrund der vierten oder jeder 
weiteren Zwangsvollstreckungsmaßnahme je 
Vollstreckungstitel entstehen;

d)	 Kosten aufgrund von Zwangsvollstreckungsmaß-
nahmen, die später als fünf Jahre nach Rechtskraft 
des Vollstreckungstitels eingeleitet werden;

e)	 Kosten für Strafvollstreckungsverfahren jeder Art 
nach Rechtskraft einer Geldstrafe oder -buße unter 
EUR 250;

f)	 Kosten, zu deren Übernahme ein anderer 
verpflichtet wäre, wenn der Rechtsschutzversi-
cherungsvertrag nicht bestünde.

4.	 Der Versicherer zahlt in jedem Rechtsschutzfall höchs-
tens die vereinbarte Versicherungssumme. Zahlungen 
für den Versicherungsnehmer und mitversicherte 
Personen aufgrund desselben Rechtsschutzfalles wer-
den hierbei zusammengerechnet. Dies gilt auch für 
Zahlungen aufgrund mehrerer Rechtsschutzfälle, die 
zeitlich und ursächlich zusammenhängen.

5.	 Der Versicherer sorgt für
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§9 Örtlicher Geltungsbereich

Soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, gilt:

1.	 Rechtsschutz besteht, soweit die Wahrnehmung recht-
licher Interessen in Europa, den Anliegerstaaten des 
Mittelmeeres, auf den Kanarischen Inseln, Madeira 
oder den Azoren erfolgt und ein Gericht oder eine 
Behörde in diesem Bereich gesetzlich zuständig ist 
oder zuständig wäre, wenn ein gerichtliches oder 
behördliches Verfahren eingeleitet werden würde.

2.	 Für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen außer-
halb des Geltungsbereiches nach Absatz 1 trägt der 
Versicherer bei Rechtsschutzfällen, die dort während 
eines längstens sechs Monate dauernden Aufenthaltes 
eintreten, die Kosten nach §7 Absatz 1 bis zu einem 
Höchstbetrag von EUR 100.000. Kosten bis zu dieser 
Höhe werden auch für die Wahrnehmung rechtlicher 
Interessen aus Verträgen übernommen, die über das 
Internet abgeschlossen wurden, soweit eine Interes-
senwahrnehmung außerhalb des Geltungsbereiches 
gemäß Absatz 1 notwendig ist.

§10 �Rechtsstellung mitversicherter Personen/ 
Definition Lebenspartner

1.	 Versicherungsschutz besteht für den Versicherungs-
nehmer und im jeweils bestimmten Umfang für die in 
§2 oder im Versicherungsschein genannten sonstigen 
Personen. Außerdem besteht Versicherungsschutz für 
Ansprüche, die natürlichen Personen aufgrund Ver-
letzung oder Tötung des Versicherungsnehmers oder 
einer mitversicherten Person kraft Gesetzes zustehen.

2.	 Für mitversicherte Personen gelten die den Versiche-
rungsnehmer betreffenden Bestimmungen sinngemäß. 
Der Versicherungsnehmer kann jedoch widersprechen, 
wenn eine andere mitversicherte Person als sein ehe-
licher, eingetragener oder im Versicherungsschein 
genannter sonstiger Lebenspartner Rechtsschutz 
verlangt.

§11 �Verhalten nach Eintritt eines 
Rechtsschutzfalles

1.	 Wird die Wahrnehmung rechtlicher Interessen des 
Versicherungsnehmers nach Eintritt eines Rechts-
schutzfalles erforderlich, hat er

a)	 dem Versicherer den Rechtsschutzfall unverzüglich 
– ggf. auch mündlich oder telefonisch – anzuzei-
gen;

b)	 den Versicherer vollständig und wahrheitsgemäß 
über sämtliche Umstände des Rechtsschutzfalles 
zu unterrichten sowie Beweismittel anzugeben 
und Unterlagen auf Verlangen zur Verfügung zu 
stellen;

c)	 soweit seine Interessen nicht unbillig beeinträch-
tigt werden,

ca)	Kosten auslösende Maßnahmen mit dem Ver-
sicherer abzustimmen, insbesondere vor der 
Erhebung und Abwehr von Klagen sowie vor der 
Einlegung von Rechtsmitteln die Zustimmung 
des Versicherers einzuholen;

cb)	für die Minderung des Schadens im Sinne des 
§82 VVG zu sorgen. Dies bedeutet, dass die 
Rechtsverfolgungskosten so gering wie mög-
lich gehalten werden sollen. Von mehreren 
möglichen Vorgehensweisen hat der Versiche-
rungsnehmer die kostengünstigste zu wählen, 
indem er z.B. (Aufzählung nicht abschließend):

	- nicht zwei oder mehr Prozesse führt, wenn das 
Ziel kostengünstiger mit einem Prozess erreicht 
werden kann (z.B. Bündelung von Ansprüchen 
oder Inanspruchnahme von Gesamtschuldnern 
als Streitgenossen, Erweiterung einer Klage statt 
gesonderter Klageerhebung),

	- auf (zusätzliche) Klageanträge verzichtet, die 
in der aktuellen Situation nicht oder noch nicht 
notwendig sind,

	- vor Klageerhebung die Rechtskraft eines ande-
ren gerichtlichen Verfahrens abwartet, das 
tatsächliche oder rechtliche Bedeutung für den 
beabsichtigten Rechtsstreit haben kann,

	- vorab nur einen angemessenen Teil der Ansprü-
che einklagt und die etwa nötige gerichtliche 
Geltendmachung der restlichen Ansprüche bis 
zur Rechtskraft der Entscheidung über die Teil-
ansprüche zurückstellt,

	- allen Angelegenheiten, in denen nur eine kurze 
Frist zur Erhebung von Klagen oder zur Einle-
gung von Rechtsbehelfen zur Verfügung steht, 
dem Rechtsanwalt einen unbedingten Prozes-
sauftrag zu erteilen, der auch vorgerichtliche 
Tätigkeiten mit umfasst.

cc)	Der Versicherungsnehmer hat zur Minderung des 
Schadens Weisungen des Versicherers einzuho-
len und zu befolgen. Er hat den Rechtsanwalt 
entsprechend der Weisung zu beauftragen.

2.	 Der Versicherer bestätigt den Umfang des für den 
Rechtsschutzfall bestehenden Versicherungsschutzes. 
Ergreift der Versicherungsnehmer Maßnahmen zur 
Wahrnehmung seiner rechtlichen Interessen, bevor 
der Versicherer den Umfang des Rechtsschutzes 
bestätigt und entstehen durch solche Maßnahmen 
Kosten, trägt der Versicherer nur die Kosten, die er bei 
einer Rechtsschutzbestätigung vor Einleitung dieser 
Maßnahmen zu tragen hätte.
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3.	 Der Versicherungsnehmer kann den zu beauftragen-
den Rechtsanwalt aus dem Kreis der Rechtsanwälte 
auswählen, deren Vergütung der Versicherer nach §7 
Absatz 1 a) und b) trägt. Der Versicherer wählt den 
Rechtsanwalt aus, wenn der Versicherungsnehmer 
dies verlangt oder wenn der Versicherungsnehmer 
keinen Rechtsanwalt benennt und dem Versicherer 
die alsbaldige Beauftragung eines Rechtsanwaltes 
notwendig erscheint.

4.	 Wenn der Versicherungsnehmer den Rechtsanwalt 
nicht bereits selbst beauftragt hat, wird dieser vom 
Versicherer im Namen des Versicherungsnehmers 
beauftragt. Für die Tätigkeit des Rechtsanwaltes ist 
der Versicherer nicht verantwortlich.

5.	 Der Versicherungsnehmer hat den mit der Wahrneh-
mung seiner Interessen beauftragten Rechtsanwalt 
vollständig und wahrheitsgemäß zu unterrichten, 
ihm die Beweismittel anzugeben, die möglichen Aus-
künfte zu erteilen und die notwendigen Unterlagen 
zu beschaffen.

6.	 Wird eine vertragliche Obliegenheit vorsätzlich 
verletzt, verliert der Versicherungsnehmer seinen 
Versicherungsschutz.

Bei grob fahrlässiger Verletzung einer Obliegenheit ist 
der Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem der 
Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers 
entsprechenden Verhältnis zu kürzen. Weist der Versi-
cherungsnehmer nach, dass er die Obliegenheit nicht 
grob fahrlässig verletzt hat, bleibt der Versicherungs-
schutz bestehen. Der Versicherungsschutz bleibt auch 
bestehen, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, 
dass die Verletzung der Obliegenheit weder für den 
Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalles 
noch für die Feststellung oder den Umfang der dem 
Versicherer obliegenden Leistung ursächlich war. Dies 
gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer die Oblie-
genheit arglistig verletzt hat.

Eine unverschuldete oder einfach fahrlässige Verlet-
zung hat keine Auswirkungen auf die Leistungspflicht 
des Versicherers.

7.	 Der Versicherungsnehmer muss sich bei der Erfüllung 
seiner Obliegenheiten die Kenntnis und das Verhalten 
des von ihm beauftragten Rechtsanwaltes zurechnen 
lassen, sofern dieser die Abwicklung des Rechts-
schutzfalles gegenüber dem Versicherer übernimmt.

8.	 Ansprüche auf Rechtsschutzleistungen können nur mit 
schriftlichem Einverständnis des Versicherers abge-
treten werden.

9.	 Ansprüche des Versicherungsnehmers gegen andere 
auf Erstattung von Kosten, die der Versicherer getra-
gen hat, gehen mit ihrer Entstehung auf diesen über. 
Die für die Geltendmachung der Ansprüche notwen-
digen Unterlagen hat der Versicherungsnehmer dem 
Versicherer auszuhändigen und bei dessen Maßnah-
men gegen die anderen auf Verlangen mitzuwirken. 
Dem Versicherungsnehmer bereits erstattete Kosten 
sind an den Versicherer zurückzuzahlen. Verletzt der 
Versicherungsnehmer diese Obliegenheit vorsätzlich, 
ist der Versicherer zur Leistung insoweit nicht ver-
pflichtet, als er infolgedessen keinen Ersatz von dem 
Dritten erlangen kann. Im Fall einer grob fahrlässi-
gen Verletzung der Obliegenheit ist der Versicherer 
berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere des 
Verschuldens des Versicherungsnehmers entspre-
chenden Verhältnis zu kürzen; die Beweislast für das 
Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit trägt der 
Versicherungsnehmer.


